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Kommunalpolitik in Mitte–weiter geht’s!
„Keine Atempause, Geschichte wird gemacht, es geht voran“.

Diese Textzeile geht mir durch den 
Kopf, wenn ich an die letzten Wochen 

und Monate zurückdenke. Einem atem-
beraubenden Wahlkampf folgte ein 
ernüchterndes Wahlergebnis. Jahrelange 
kontinuierliche und engagierte Arbeit 
und ein monatelanger, kraftzehrender 
Wahlkampf oft bis an die Grenze der 
physischen Erschöpfung wurde nicht in 
dem Maße honoriert wie erhofft. Doch 
es hilft kein Zaudern. Wir traten an, um 
unsere Stadt, unseren Bezirk im linken 
Sinne zu gestalten. Und daran wird uns 
niemand hindern. Bei genauerer Betrach-
tung können wir feststellen, dass unsere 
Ergebnisse auf Landes- und Bezirksebene 
so schlecht nicht sind. Dennoch wird es in 
den kommenden Jahren alles andere als 
einfach sein, unseren Bezirk auf links zu 
drehen. Aber einfach hatte es DIE LINKE 
schließlich noch nie.

Sechs Wochen nach der Wahl hat sich 
am 4. November die Bezirksverordne-
tenversammlung (BVV) in Mitte konsti-
tuiert. Wenige Tage zuvor trat die neue 
Linke-Fraktion erstmals zusammen. Es 
ist erkennbar, dass nur sehr wenig bleibt 
wie es war in dieser BVV. Unsere Fraktion 
besteht zwar wie bisher aus zehn Verord-
neten (von insgesamt 55), hat aber einen 
komplett erneuerten Vorstand. Jaqueline 
Sanehy, Martha Kleedörfer und Imke Ellie-
sen-Kliefoth sind erstmals mit dabei und 
bilden zusammen mit Sven Diedrich den 
Fraktionsvorstand. Die Fraktion insgesamt 
hat sich erneuert. Sechs neue Verordnete 
treffen auf vier erfahrene. Der Frauenanteil 

unserer Fraktion beträgt 
60 Prozent.

Auch die politische Lei-
tung des Bezirksamtes hat 
sich deutlich verändert. 
Von den sechs Stadträt:in-
nen sind drei neu dabei. 
Mit einem hervorragenden 
Wahlergebnis wurde unser 
Kandidat Christoph Keller 
als Stadtrat gewählt. Er er-
hielt 49 von 55 möglichen 
Ja-Stimmen, während der 
wiedergewählte Bezirks-
bürgermeister Stephan 
von Dassel (Die Grünen) nur 38 Ja-Stimmen 
der Bezirksverordneten erhielt. Christoph  
Keller wird zukünftig die Ressorts Jugend 
und Gesundheit im Bezirksamt leiten.

Die Aufgaben für unsere Fraktion und 
für Christoph als Stadtrat werden so viel-
fältig sein wie die Probleme, mit denen 
sich die Menschen in unserem Bezirk 
konfrontiert sehen. Das Wahlprogramm 
gilt uns als Richtschnur. Die aktuelle Ta-
gespolitik formuliert die Herausforderun-
gen. Erneut hat eine höchstrichterliche 
Entscheidung unsere Ansätze von sozial 
gerechter Wohnungs- und Stadtentwick-
lungspolitik konterkariert. Die Einschrän-
kung des kommunalen Vorkaufsrechts in 
den sozialen Erhaltungsgebieten wie schon 
zuvor die Kassierung des „Mietendeckels“ 
werden uns ein Höchstmaß an politischer 
und fachlicher Kreativität abverlangen. 
Die pandemische Lage verschärft die so-
zialen Widersprüche. Der zunehmenden 

Obdachlosigkeit muss begegnet werden. 
Angebote für Kinder und Jugendliche dür-
fen nicht eigenschränkt werden, sondern 
müssen sich der besonderen Lage anpas-
sen. Ebenso braucht es für die kommunale 
Kulturpolitik in Zeiten der Pandemie mehr 
Sensibilisierung und mehr Spielraum (im 
wahrsten Sinne des Wortes). Kultur ist Bil-
dung und somit ein Grundrecht. Aber für 
viele Menschen auch Existenzsicherung. 
Die kommunale Kulturpolitik muss neue 
Wege gehen zum Erhalt der bestehenden 
Strukturen und um neue Strukturen zu ent-
wickeln. Unser Leben wird zukünftig mehr 
ein Leben im Draußen sein. 

In der Kommunalpolitik das Machbare 
erkennen, dafür streiten und kämpfen wird 
die Aufgabe in den nächsten fünf Jahren 
sein.

Sven Diedrich, 
Ko-Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE in 

der BVV Mitte von Berlin

Sven Diedrich, Ko-Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE

Bezirksverband Mitte
Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin
Tel.: 030 / 240 09-336
Mo. bis Mi. 9–16.30 Uhr      und Do. bis 19 Uhr

Liebe Genossinnen und Genossen, liebe Sympathisantinnen und Sympathisanten, 
liebe Leserinnen und Leser der „mittendrin“,

wir wünschen Euch eine schöne Weihnachtszeit, einen „unfallfreien“ Rutsch ins neue Jahr 
und uns allen ein erfolgreiches Jahr 2022!
Bleibt gesund und seid herzlich gegrüßt

Bezirksvorstand, BVV-Fraktion und die Redaktion der „mittendrin“
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Aus der BVV

Blick aus dem Rathaus

Pandemiebekämpfung geht uns alle an
Nachrichten mit Bezug auf Corona 

überschlagen sich und stellen uns 
alle vor größte Herausforderungen. Wer 
kann wie und wo seine Auffrischungsimp-
fung im Bezirk erhalten? Was bedeutet 
die 3G-Regelung am Arbeitsplatz? Wie 
hoch ist die Intensivbettenauslastung in 
den Berliner Krankenhäusern und welche 
Einschränkungen stehen uns möglicher-
weise bevor?

Die Pandemie und ihre Bekämpfung 
schlägt uns allen auf den Magen, da es aktu-
ell kaum gute Nachrichten gibt. Als neuer Ge-
sundheitsstadtrat tritt auch mir eine Flut an 
Anfragen, Bedarfen und Koordinierungserfor-
dernissen entgegen, die die Einarbeitung in 
meinen neuen Arbeitsbereich zunächst über-
lagert. Allerdings beruhigt mich zu wissen, 
dass trotz aller widrigen Umstände, sowohl 
im Gesundheits- als auch im Jugendamt aus-
gewiesene Fachexpertinnen und -experten 
ihre tägliche Arbeit mit Betroffenen, mit Kin-
dern, Jugendlichen und Familien fortführen. 

Persönliche Beratung im Familienservice-
büro oder mit unseren Sozialarbeiterinnen 
und Sozialarbeitern findet weiterhin statt. 
Auch im Gesundheitsamt werden die Aufga-
ben weitgehend sichergestellt. Die Flexibilität 

der Ämter, auch zum Teil aus dem Home Of-
fice heraus für die Menschen in Mitte da zu 
sein, ist von enormer Wichtigkeit. Denn wäh-
rend einer Pandemie sind Familien selbstver-
ständlich weiter auf Dienstleistungen des 
Bezirkes angewiesen. 

Eine Situation, die ein nahezu komplettes 
Schließen der Rathäuser und Dienststellen 
erfordert, wie es zu Beginn der Pandemie 
war, ist unter allen Umständen zu vermeiden. 
Daher begrüße ich die Stärkung der Maßnah-
men im Sinne des Infektionsschutzes. Jeder 
und jede ist angehalten, seinen und ihren 
Teil beizutragen, um weitere Ansteckungen 
zu vermeiden und das Gesundheitssystem 
zu entlasten. 

Auch wenn es – gerade in der Vorweih-
nachtszeit – besonders weh tut, müssen wir 
unsere Kontakte wieder einschränken. Un-
nötige Reisen sollten wir genauso vermeiden 
wie den Aufenthalt in großen Menschenmen-
gen. Da aber die meisten Ansteckungen im 
privaten Umfeld erfolgen, bitte ich Sie, sofern 
Sie Freunde oder Familienmitglieder treffen, 
sicherzustellen, dass alle ausreichend ge-
schützt sind. Das geht am besten durch eine 
vollständige Impfung, deren Wirksamkeit ein-
deutig bestätigt ist. Anderenfalls schützen 

Sie sich und andere bitte unbedingt durch 
Abstand und einen Mund-Nasen-Schutz …
oder besser, Sie greifen lieber öfter zum Tele-
fon, als sich auf den Weg durch die Stadt und 
volle öffentliche Verkehrsmittel zu machen.

Ihr Christoph Keller, 
Bezirksstadtrat für Jugend,  

Familie und Gesundheit

Bezirksamt will an Schließung von  
Café Leo festhalten
Die neu gewählte Bezirksverordneten-

versammlung von Berlin-Mitte ging mit 
ihrer ersten inhaltlichen Sitzung am 18. 
November mit einem Thema los, das die 
BVV auch schon in der letzten Wahlperiode 
beschäftigt hatte: Das Café Leo auf dem 
Leopoldplatz.

Das Bezirksamt (BA) hatte sich dafür ent-
schieden, ein Interessenbekundungsverfah-
ren (IBV) durchzuführen, damit anderen In-
teressenten die Möglichkeit gegeben wird, 
sich für den Betrieb eines Cafés an diesem 
Standort bewerben zu können. Bei diesem 
IBV wurde dann der Träger Wendepunkt als 
Sieger von einer Jury gekürt und soll künftig 
auf dem Leopoldplatz eine Einrichtung be-
treiben dürfen. 

Der jetzige Betreiber, Hüseyin Ünlü, verliert 
damit sein Café, seine Arbeit und all die in 

das Café Leo getätigten Investitionen. Erst 
in 2016 hatte er für viel Geld einen neuen 
Container angeschafft, um die Arbeit des al-
koholfreien Cafés weiter zu verbessern. Diese 
Investitionen werden sich für ihn jetzt nicht 
mehr rentieren.

Dabei gibt es bei dem Interessenbekun-
dungsverfahren viele Widersprüche und Un-
gereimtheiten. Bereits im April hatte Herr 
Ünlü eine Verlängerung seiner Nutzungsge-
nehmigung beantragt, die das BA abgelehnt 
hat. Dagegen hat er Widerspruch eingelegt, 
auf den das BA bis heute nicht reagiert hat. 
Kann es dann legal sein, ein Interessenbe-
kundungsverfahren überhaupt zu starten, 
bevor so ein Widerspruch nicht abgearbei-
tet ist? Normalerweise haben Widersprü-
che zu Amtsentscheidungen aufschiebende 
Wirkung.

Außerdem versuchte das BA, die Stimmbe-
rechtigung der Jurymitglieder zu Gunsten des 
BA zu beeinflussen. Vertretern der Bezirks-
verordnetenversammlung sollte jeweils nur 
eine halbe Stimme zugestanden werden. Als 
sich das BA damit nicht durchsetzen konn-
te, wurde spontan eine weitere anwesende 
BA-Mitarbeitende als Jurymitglied ernannt, 
um den BA-Einfluss auf das Ergebnis zu ver-
stärken. Es scheint so zu sein, als ob das BA 
unbedingt das Café Leo zerstören will. Stört 
den Bezirksbürgermeister die Klientel des 
Cafés?

Der Antrag der Linksfraktion zum Erhalt 
des Café Leo wurde in die zuständigen Aus-
schüsse verschoben.

Andreas Böttger, 
Fraktionsgeschäftsführer DIE LINKE.  

in der BVV von Berlin-Mitte

Christoph Keller
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Linke Handschrift für die kommenden fünf 
Jahre – der Koalitionsvertrag steht

Der neue Koalitionsvertrag für Berlin 
steht. Nachdem viele davon ausgin-

gen, dass sich SPD und Grüne für die 
FDP als Partnerin entscheiden, kamen 
wir als LINKE doch noch ins Spiel. Zwei 
grundsätzliche Ziele bestimmten unsere 
Gespräche und Verhandlungen: zum einen 
die Umsetzung des Volksentscheids „Deut-
sche Wohnen und Co. enteignen“. Zum 
anderen das Fortsetzen der Investitionen 
in die öffentliche und soziale Infrastruktur. 
Beide Ziele waren nicht gesetzt, sondern 
mussten in den Verhandlungen hart errun-
gen werden. 

Bei der Umsetzung des Volksentscheids 
griffen wir eine Idee von Andrej Holm auf, der 
eine überparteiliche „Sozialisierungskom-
mission“ vorgeschlagen hatte. Diese soll 
rechtssichere Wege zur Vergesellschaftung 
großer Wohnungsbestände erarbeiten. So ist 
es nun auch verabredet. Es geht hier nicht 
um Verschiebebahnhöfe, sondern um eine 
gesetzliche Lösung, die eine Klage vor dem 
Bundesverfassungsgericht übersteht. Im Jahr 
2023 wollen wir ein Eckpunktepapier für die 
Vergesellschaftung im Senat beschließen, da-
nach einen Gesetzentwurf. Übrigens hätte 
auch der Senat mindestens zwei Jahre für 
einen solchen Gesetzentwurf gebraucht, wir 
verlieren also keine Zeit. 

Bei den Investitionen in eine soziale Stadt 
konnten wir vereinbaren, dass trotz Schul-
denbremse und Corona weiter draufgesattelt 
wird. Unsere Krankenhäuser und Schulen 
werden beschleunigt saniert und wo notwen-
dig neu gebaut. 4000 neue Stellen werden 
in Bezirken, bei den Schulen, bei Polizei und 
Feuerwehr und in der Verwaltung geschaffen, 
damit Verkehrswende und Investitionsoffen-
sive nicht am Fachkräftemangel scheitern. 
Die Tarifverträge für Entlastung in der Pfle-
ge setzen wir um und finanzieren sie gegen. 
Wir sparen uns nicht aus der Krise, sondern 
wollen eine funktionierende Stadt. 

Aber auch weitere Bereiche des Koalitions-
vertrags tragen eine klare linke Handschrift. 
So haben sich die drei Parteien vereinbart, 
den von Senatorin Elke Breitenbach entwi-
ckelten Masterplan zur Beseitigung der Woh-
nungslosigkeit bis 2030 umzusetzen. Dazu 
bedarf es umfassender Maßnahmen beson-
ders zur Verfügungstellung von Wohnungen. 

Wo neues Baurecht geschaffen wird, müs-
sen sich die Investoren verpflichten, mindes-
tens 50 Prozent geförderten Wohnraum im un-
teren und mittleren Segment anzubieten. Nur 
noch 20 Prozent dürfen Eigentumswohnungen 

sein. Für Nachverdichtungsvorhaben ist ein 
ergebnisoffenes und verbindliches Beteili-
gungsverfahren verabredet. Kleingärten sol-
len gesichert und nicht bebaut werden. Das 
Tempelhofer Feld bleibt frei.     

Im Schulbereich mussten wir zähneknir-
schend der Wiedereinführung der Verbe-
amtung von Lehrkräften zustimmen. Aber 
im Gegenzug konnten wir einen deutlichen 
Ausbau der Kapazitäten für die Ausbildung 
von Lehrerinnen und Lehrern vereinbaren 
und für die nicht zu verbeamtenden Lehr-
kräfte eine Kompensation erreichen.

Die S-Bahn wollen wir in die kommunale 
Hand des Landes Berlin holen und so eine 
Direktvergabe statt der laufenden Aus-
schreibung erreichen. Um den notwendigen 

Ausbau des ÖPNV (Taktverdichtung und 
neue Strecken) zu finanzieren, wurde eine 
neue Finanzierungssäule entwickelt. Dazu 
gehören teurere Vignetten für das Anwoh-
nerparken und Gebühren für das Kurzzeit-

parken, aber auch ein verpflichtendes Ticket 
für Tourist:innen. 

Der neue Koalitionsvertrag ist ein dickes 
Arbeitsprogramm für die kommenden fünf 
Jahre. Wir als LINKE wollen weiter deutlich 
erkennbare Politik machen – besonders für 
Menschen ohne dickes Einkommen. Bei al-
len Kompromissen – die Grundlage dafür 
ist gelegt.  

Tobias Schulze ist stellvertretender  
Landes- und Fraktionsvorsitzender  

der LINKEN Berlin.

Der Koalitionsvertrag in Berlin steht – Klaus Lederer (DIE LINKE), Franziska Giffey (SPD)  
und Bettina Jarasch (Grüne)

Wahlkreisbüro Tobias Schulze, 
Mitglied des Abgeordnetenhauses 

Tegeler Str. 39, 13353 Berlin – Wedding 
Tel.: 030 – 547 13 449 
Bus 142 Kiautschoustraße, S- und U-Bahnhof  
Wedding, U-Bahnhof Amrumer Straße

Während der Öffnungszeiten telefonisch erreichbar.

Öffnungszeiten:
Dienstag, Mittwoch und Donnerstag 10 – 16 Uhr    Und nach Vereinbarung!

Per Mail, Facebook, Twitter erreichbar.
buero.schulze@linksfraktion.berlin      •      www.facebook.com/TobiasSchulzeLINKE
www.tobiasschulze.berlin      •      Twitter: @sprengbuero
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Prof. Dr. Andreas Umgelter: 
Hoffnung auf eine linke 
Gesundheitspolitik in Berlin

Prof. Dr. Andreas Umgelter erhofft sich 
vom neuen Berliner Senat, mehr aus 

dem öffentlichen Krankenhauswesen des 
Landes zu machen. „Die Voraussetzungen 
dafür sind doch extrem gut“, meint der 
Chefarzt der Rettungsstelle des Vivan-
tes Humboldt-Klinikums. „Noch ist die 
Hälfte der Krankenhausbetten Berlins in 
öffentlicher Hand. Das ist ein Juwel. Hier 
könnte man definieren, wie eine moderne, 
demokratische Krankenhausmedizin aus-
sehen soll“.

Auch sein Krankenhaus ist von der Co-
rona-Pandemie schwer getroffen worden. 

„Nach einigen Tausend Patienten, die wir 
ambulant betreut oder stationär aufge-
nommen haben, ist die Luft raus“, betont 
der 55-jährige Facharzt für Innere Medizin 
mit den Schwerpunkten Gastroenterologie 
und spezielle Intensiv-, Notfall- und Akut-
medizin. „Das Gesundheitswesen war im 
Oktober weniger vorbereitet denn je auf 
die absehbare vierte Welle. Gerade Kran-
kenhäuser, die sich auf die Versorgung von 
Corona-Patienten konzentriert hatten, ha-
ben immens gelitten. In dem gegenwärtigen 
Finanzierungssystem kann die Umstellung 
auf die aufwändige, personalintensive und 
vergleichsweise gering vergoltene Therapie 
von Covid-19-Patienten immense ökonomi-
sche Verluste bedeuten. Die Personalsituati-
on in der Pflege hat sich unter der Belastung 
noch weiter verschlechtert. Viele haben im 
vergangenen Jahr den Beruf verlassen. Nur 
für etwa die Hälfte der aufgestellten Inten-
sivbetten im Humboldt-Klinikum ist noch 
Personal da.“

In Bezug auf die Arbeitsbedingungen der 
Pflege hofft der gebürtige Münchner auf den 
Entlastungstarifvertrag, auf den sich Vivan-
tes und ver.di geeinigt haben. Dafür war er 
selbst mit Tausenden Vivantes-Mitarbeitern 
auf die Straße gegangen. „Ich freue mich 
auch über die Solidarität des 125. Deut-
schen Ärztetages mit der Pflegebewegung. 
Das ist neu,“ betont er. „Auch dort hat 
man also verstanden, dass es grundlegen-
de Verbesserungen für die Pflege braucht. 
Der Ball liegt jetzt im Feld der Politik. Der 
rot-grün-rote Senat muss entscheiden, was 

für Krankenhäuser er in Zukunft haben will.“ 
Der Entlastungstarifvertrag begrenze die 
Zahl der Betten pro Pflegekraft. Wenn es 
nicht gelinge, mehr Pflegekräfte für die Ar-

beit bei Vivantes zu gewinnen, würden Bet-
tenschließungen in großem Umfang drohen.  
Der absehbare Reflex der Geschäftsführung: 
Entlassungen auch beim ärztlichen Personal.

„Ich hoffe auf DIE LINKE im Senat und 
im Abgeordnetenhaus“, erklärt der Medi-
ziner. Er wünscht der Partei mehr Mut und 
Kraft, gegenwärtige Politik mit gesellschaft-
lichen Utopien jenseits des Kapitalismus zu 
verknüpfen. „Wir müssen konkrete Projek-
te entwickeln - unbedingt auch für die Ge-
sundheitsfürsorge als öffentlicher Aufgabe -,  
Allianzen dafür suchen und in der Praxis be-
weisen, wie es anders geht“, wünscht sich 
Andreas Umgelter, Mitglied der Basisorga-
nisation LEO im Wedding. „Im Mittelpunkt 
sollen die Menschen stehen und nicht der 
Profit!“

Matthias Herold

Menschen in Mitte 

Prof. Dr. Andreas Umgelter

Bei anderen gelesen

Zum wohl schwierigsten Thema der Koaliti-
onsverhandlungen im Land Berlin wurde der 
Umgang mit dem Volksentscheid „Deutsche 
Wohnen & Co. enteignen“. In der Berliner Mor-
genpost heißt es dazu: „SPD, Grüne und Linke 
in Berlin behalten sich vor, die Enteignung gro-
ßer Immobilienunternehmen in der Hauptstadt 
möglich zu machen. (…) Aber auch von einem 
neuen rot-grün-roten Senat ist keine schnelle 
Entscheidung in dieser Frage zu erwarten.“ 
Ähnlich sieht es auch DIE ZEIT und erinnert: 
„Im Wahlkampf war die SPD noch entschieden 
dagegen, die Grünen äußerten sich skeptisch, 
die Linke unterstützte die Initiative «Deutsche 
Wohnen & Co. enteignen» dagegen sogar beim 
Unterschriftensammeln. Die Positionen gal-
ten als unvereinbar. Nun liegt ein Kompromiss 
vor, der eine klare Entscheidung zunächst ver-
schiebt.“ „Der Streit soll heftig gewesen sein“, 
hörte die Berliner Zeitung und stellt mit Blick 
auf die Initiatorinnen und Initiatoren des erfolg-
reichen Volksentscheides fest: „Die Initiative 
ist empört.“

In Schwerin ist Rot-Rot im Amt. Nord-
deutsch-nüchtern kommentiert der Nord-
kurier: Ein ‚Aufbruch 2030‘, wie es der Titel 
des Koalitionsvertrages verspricht, ist in An-
betracht des braven und wenig innovativen 
Inhalts nicht in Sicht. (…) Vielleicht aber gibt 
gerade ein ‚Weiter so‘ den Bürgern in diesen 
verwirrenden und zermürbenden Zeiten ein 
Stückchen Sicherheit – ein kleiner, aber im-
merhin ein gemeinsamer Nenner für MV.“

Zum Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
gegen die Vorkaufpraxis bei Grundstücken in 
Milieuschutzgebieten schreibt die taz: „Die 
Entscheidung ist bereits der zweite harte 
Schlag gegen die Interessen von Mieter*innen 
in Berlin.“ Anders DER SPIEGEL: „Die Berliner 
Landesregierung hat im Bereich Wohnungspo-
litik erneut eine herbe Schlappe einstecken 
müssen.“ „Klarer Fall, Klassenurteil“, urteilt 
die junge Welt. Der Kommentator von nd.DER 
TAG schließlich meint spöttisch: „Natürlich ist 
es auch so, dass allein schon aus der eigenen 
Lebenserfahrung die Richter an Bundesge-
richten tendenziell eher der Eigentümerseite 
zuneigen.“
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Humboldt-Forum erinnert 
weiter an rechtsradikalen und 
antisemitischen Großspender

Das Humboldt-Forum wurde am 20. 
Juli 2021 vom Berliner Regierenden 

Bürgermeister auch für die Besucher 
eröffnet und seitdem kann man das 
Gebäude und die Ausstellungen besu-
chen.  Dabei wurde der unverdächtige 
Name Humboldt-Forum gewählt, weil die 
Bereitschaft für den Wiederaufbau des 

„Berliner Schlosses“ der preußischen Kur-
fürsten und Könige bzw. der deutschen 
Kaiser weniger gut angekommen wäre.

Das Berliner Schloss war im Zweiten 
Weltkrieg schwer beschädigt worden und 
die stehengebliebenen Fassaden wurden 
dann 1950 entfernt.

Im Neubau sind unter anderem das Eth-
nologische Museum und das Museum für 
Asiatische Kunst untergebracht, die vorher 
in Berlin-Dahlem angesiedelt waren. Dabei 
wurden völlig unreflektiert während des 
deutschen Kolonialismus in Afrika und der 
Südsee widerrechtlich angeeignete Expona-
te wieder ausgestellt. Eine kritische Debatte 
zum Umgang mit den „geraubten Kulturgü-
tern“ musste erst von Außen angestoßen 
werden.  

Das neue Gebäude wurde dem Grund-
riss nach und an drei Seiten der Fassade 
dem alten Hohenzollern-Schloss nachge-
baut. Dabei stiegen die Baukosten auf die 
Summe von 677 Mio. Euro. Die Errichtung 
der barocken Fassaden wurde von „privaten 

Spendern“ finanziert und beläuft sich auf 
105 Mio. Euro, die man steuerlich absetzen 
konnte.

Im westlichen Eingangsbereich sind für 
die Großspender größere Gedenkplatten 
angebracht worden. Darunter auch für 
Ehrhardt und Anneliese Bödecker. Durch 
Berichte in Berliner Tageszeitungen wurde 
bekannt, das Ehrhardt Bödecker nicht nur 
ein stramm konservativer Preußen-Enthusi-
ast war, sondern auch unter anderem in der 

„Jungen Freiheit“ geschrieben hatte und dort 
antisemitische bzw. rassistische Formulie-
rungen verwendete. Weiter soll er vor rechts-
extremen Kreisen Vorträge gehalten haben.

In einem Schreiben an die Träger des 
Humboldt-Forums haben jetzt die Kinder 
des 2016 verstorbenen Großspenders um 
die Entfernung der Gedenkplatten gebeten. 
Die „Berliner Zeitung“ berichtete am 5. No-
vember darüber. Aber das Humboldt-Forum 
hat es nicht eilig, sich von diesen rechten 
Spendern zu distanzieren. Am 13. Novem-
ber war die Tafel von Ehepaar Bödecke trotz 
der Bitte der Kinder weder abgedeckt noch 
sonstwie unleserlich gemacht worden.

Das Humboldt-Forum ist trotzdem einen 
Besuch wert. Aber weniger wegen dem, was 
dort ausgestellt wird, sondern weil man ei-
nen tollen Blick aus den Fenstern auf be-
rühmte Berliner Bauten hat.

Thomas Licher

Humboldt-Forum

Kurznachrichten

	➤ Solarstrom für Max-Planck-
Gymnasium

Das Max-Planck-Gymnasium in der Sin-
gerstraße hat eine Photovoltaikanlage auf 
sein Dach bekommen. 130 Solarmodule 
versorgen das Haus mit rund 41 000 Ki-
lowattstunden Strom pro Jahr. Die Anlage 
soll jährlich etwa 21 Tonnen Kohlendioxid 
einsparen. Für weitere 15 Schulen und 
Jugendfreizeiteinrichtungen sind vom 
Bezirksamt zusammen mit den Berliner 
Stadtwerken Solaranlagen geplant.
 

	➤ „Winter-Film-Fest“ im 
Nikolaiviertel

Das traditionelle „Winter-Film-Fest“ hat 
vor der Nikolaikirche begonnen. Bis zum 
3. Januar können sich Besucher täglich 
von 12 bis 22 Uhr an Feuerzangenbowle 
zum gleichnamigen Film mit Heinz Rüh-
mann von 1943 erfreuen. Dreimal am Tag 
- 14.30, 17.00 und 19.30 Uhr - kann der 
legendäre Streifen kostenlos auf behag-
lichen Sesseln und Sofas mit kuscheligen 
Decken angeschaut werden.
 

	➤ Wildpflanzen auf dem 
Monbijouplatz

Ein Modellbeet mit heimischen Wildpflan-
zen legt das Grünflächenamt auf dem 
Monbijouplatz an. Ab dem kommenden 
Frühjahr sollen Nickendes Leinkraut, Wie-
senflockenblume, Rundblättrige Glocken-
blume, Große Sterndolde und Zwiebel-
pflanzen Wildbienen und andere Insekten 
anziehen. Rund um die Chamisso-Büste 
wurde schon mit dem Austausch der obe-
ren Bodenschicht begonnen. 

DIE LINKE – Fraktion in der BVV 

Mitte von Berlin

Die Sprechzeiten im Fraktionsbüro 
finden 

jeden Mittwoch von 15 bis 17 Uhr 

und nach Absprache 

im Rathaus Mitte, Karl-Marx-Allee 31, 
10178 Berlin, Raum 114 statt.

Tel:: 9018 2 45 65

kontakt@linksfraktion-berlin-mitte.de
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Äpfel und Apple  
am Hackeschen Markt 

Das Leben geht weiter. Donnerstags 
und samstags ist Markttag, Marktäpfel 

sind fest, rund, rot, grün, haben keine Fle-
cken. In der Kaufhalle ist das Obst billiger. 
Am Hackeschen Markt gibt’s vor allem 
Streetfood, Gewürze, Souvenirs, keine 
Bücher, sonnabends auch Kunstgewerbe 
und Klamotten. Öffentlich gespeist wird 
nicht nur in Mittagspausen. 
Wer kommt, will Wraps, Börek, Bowls, Quark-
keulchen, Burritos, Tacos, Bratwürste, Nudeln, 
Tellerfood, Suppen, Kassler mit Sauerkraut 
oder hand-made noodles, kalt, warm, süß, 
salzig, scharf, Fisch, Fleisch, Gemüse, Cake, 
Falafel, Kaffee, Vitaminsaft, sogar Sekt. Wenn 
nicht to-go, dann zum Bleiben, Sitzen, Stehen, 
Schlendern. Ob allein oder in Gemeinschaft, 
an Ständen wird gelacht und geschwatzt. An 
der kulinarischen Front kämpfen, kochen, 
braten, und letztendlich verkaufen all das 
Männer und Frauen, diese teils mit, teils ohne 
Kopftuch. Die Kundschaft wartet geduldig auf 
köstliche Produkte, trotz Corona, auch bei 
miesem Wetter. Direkt um die Ecke sind in 
der Rosenthaler aus der riesigen Baugrube 
drei elegante Gebäudeteile herausgewachsen, 

Edeka und Rossmann haben im Keller eröffnet. 
Gleich werden wir es wissen, das Gerücht 
stimmt: Hinter der hellen mittleren Fassade 
ist wirklich Ostberlins erster Apple Flagstore 
entstanden. Das Logo strahlt, und wie in aller 
Welt wird Apple auch diese Gegend verändern. 
Vodafone soll nebenan einziehen… Für die 
wartenden Apple-Fans wird der erweiterte 
Bürgersteig allerdings zu schmal sein. Mehr 
Passanten - mehr Stau. Darauf muss sich Mit-
tes politische Klasse einstellen. Und endlich 
sind wieder beide Straßenseiten begehbar! 

„Make Kebab great again“! Schmackhaft 
im Nebenhaus die Message in roter Elekt-
roschreibschrift von der Imbisswand. Vor-
her gab’s hier Bagels, dann Orientalisches, 
auch Suppen, jetzt hat Fevzi, der ewige Chef, 
schmackhaft seine neue Idee umgesetzt. Wie 
gut, dass wenigstens er geblieben ist! Vor 10 
Jahren saß man hier in Cafés, heute gehen 
schlanke Hunde in eleganten Wintermäntel-
chen mit Herrchen vor den edlen Klamotten 
Gassi. Mich freut, dass überall Kinder spie-
len. Sie sehen in knallgelben oder orange-
nen Westen wie winzige BSR-Männer aus… 
Was wird bleiben? Richtet sich Corona auf 

Welle 5 ein? Schon sind Besuche von Haus 
zu Haus reduziert, noch sind Bahnen und 
Straßen nicht leer, Frisöre nicht geschlos-
sen, servieren Restaurants in und außer Haus, 
doch virtuelle Treffen nehmen wieder zu … 
Die Pandemie dauert, selbst wenn sich un-
sereins das so nie vorstellen wollte.   

Irene Runge   

Kostenlose Sozial-  
und Mieterberatung

der Linksfraktion in der BVV und des 
Bezirksvorstandes der Partei DIE LINKE – 
mit Rechtsanwalt André Roesener 

an jedem ersten Mittwoch des Monats 
von 17.00 bis 19.00 Uhr im 
Nachbarschaftszentrum
„Bürger für Bürger“ der Volkssolidarität,
Brunnenstr. 145, 10115 Berlin
und

an jedem dritten Mittwoch des Monats  
im Kreativhaus, Fischerinsel 3,  
10179 Berlin

Rechts- und Sozialberatung
Haben Sie Ärger mit dem Amt oder Jobcenter? Probleme mit dem Vermieter oder der Ver- 
mieterin, Inkasso oder Arbeitgeber*in? Dann kommen Sie gerne in unsere Sprechstunde!

Wenn möglich, melden Sie sich bitte vorher an. Sie können uns zu Ihrem Problem gerne per Mail 
informieren.    sozialberatung@linkstreff.de

Malplaquetstraße 12, 13347 Berlin, Tel.: 030 28705751 
Die nächsten Termine sind der 3.12., 17.12., 7.01., 13.01. jeweils von 15 bis 17 Uhr

Der neueröffnete Apple-Store in der Rosenthaler Straße
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Wer kauft unseren Kiez? Mega-Deal von Akelius 
und Heimstaden
Heimstaden ist – ebenso wie Ake-

lius – ein inzwischen bekannter und 
gefürchteter Vermieter der Berliner Immos-
zene. Sowohl Akelius als auch Heimstaden 
treiben die Mietpreise weiter nach oben 
und setzen auf Verdrängung. 

Nun kauft Heimstaden den gesamten Be-
stand der Akelius AG, also neben Immobilien 
in Skandinavien auch etwa 3.600 Wohnun-
gen in Hamburg und 14.050 Wohnungen in 
Berlin. Das Ganze kostet über 9 Milliarden 
Euro. Dabei sparen die Konzerne Steuern und 
Heimstaden vergrößert seinen Marktanteil, 
kann somit noch viel leichter den Mietspiegel 
weiter nach oben treiben.

Auch im Wedding sind Häuser betrof-
fen. So gehören beispielsweise zwei Häu-
ser der Turiner Straße bislang zum Akeli-
us-Bestand. Die Hausgemeinschaft wehrt 
sich gegen die Pläne. Thomas, ein Mieter 
des Hauses, sorgt sich: „Schon Akelius 
hat in unserem Haus für sehr hohe Miet- 
steigerungen gesorgt. Viele Wohnungen sind 
luxussaniert worden, obwohl wir in einem 
Milieuschutzgebiet leben. Den Verkauf an 
Heimstaden sehen wir hier im Haus kritisch. 
Denn Heimstaden hat einen ähnlich schlech-
ten Ruf wie Akelius, und der hohe Kaufpreis 

sorgt zusätzlich für hohen Renditedruck. Des-
halb haben wir uns als Hausgemeinschaft 
organisiert und uns an Politik und Medien ge-
wandt. Wir fordern einen wirksamen Schutz 
vor Mietsteigerungen und Umwandlungen in 
Eigentumswohnungen. Am besten wäre es, 
wenn unser Haus an eine Genossenschaft 
oder eine städtische Wohnungsgesellschaft 
gehen würde“. 

Besonders ärgerlich – vor allem vor dem 
Hintergrund dieses Megadeals – ist, dass das 
Bundesverwaltungsgericht das Vorkaufsrecht 

vor wenigen Wochen kippte. Urteile wie die-
ses, aber auch der Share-Deal von Akelius 
und Heimstaden, machen deutlich, dass 
es aus diesem Mietenwahnsinn nur einen 
Ausweg gibt: Nehmt den Konzernen unsere 
Häuser weg! Thomas und ich sind uns einig: 

„Meiner Meinung nach bleibt nach dem Aus 
für Mietendeckel und Vorkaufsrecht eigent-
lich nur die Umsetzung des Volksentscheides, 
um Wohnraum wie unser Haus dauerhaft be-
zahlbar zu halten.“

Martha Kleedörfer

Rekordgewinne für die Immobilienlobby in 2021

In Berlin feiern die Immobilien-Profiteure 
Renditerekorde, das Bundesverwaltungs-

gericht kippt auch noch das kommunale 
Vorkaufsrecht.

Als unverminderter Trend zeichnete sich 
in Deutschland laut IMMOZEITUNG bereits 
zum Ende des ersten Halbjahres 2021 ein 
Rekordergebnis ab:  Der Halbjahreswert der 
Renditen lag sogar über dem Fünf-Jahres-
Schnitt!  Durchschnitts-Verkaufspreis je 
Wohnung im ersten Halbjahr:  180.000 Euro, 
ermittelt von der Banque Nationale de Paris 
Paribas Real Estate (BNPPR), der - an den 
Einlagen gemessen - größten Bank Europas.

Das erzeugte im Laufe des Jahres ei-
nen anhaltenden Druck auf die Preise bei 
den Immobilien, was sich wiederum auf 
die Mietpreisentwicklung auswirkte. Und 
diese Entwicklung verdeutlicht unmiss-
verständlich, dass bei der gegenwärtigen 
Zuspitzung des Mietenwahnsinns nur eine 
Anstalt öffentlichen Rechts den extre-
men Druck auf die Preise der Immobilien 

schwächen kann, wie von der Initiative zur 
Vergesellschaftung von Deutsche Wohnen 
& Co. gefordert.

Dass das kommunale Vorkaufsrecht 
vom Bundesverwaltungsgericht gekippt 

wurde, hat die Notwendigkeit einer Über-
führung in eine Institution öffentlichen 
Rechts mit der wünschbaren Klarheit 
aufgezeigt.

Rainer Scholz

© Oliver Feldhaus/ Umbruch Bildarchiv
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Wenn die Pläne von SPD, Grünen 
und FDP aufgehen, kommt der 

Nikolaus in diesem Jahr in Begleitung 
von Ampelmännchen und -frauchen. Der 
Koalitionsvertrag liegt vor. Ob uns etwas 
Ordentliches in die Schuhe gepackt wurde 
oder wir reingelegt wurden, mögen Sie, 
liebe Leserin, lieber Leser, selbst ent-
scheiden. Ich bin jedenfalls sehr, sehr 
zufrieden und fühle mich befreit. Und 
das kam so:

Zugegeben, zunächst habe auch ich die 
Verhandlungen über eine neue Bundesregie-
rung ziemlich skeptisch verfolgt. Wird unser 
Land offen für alle und ohne martialische 
Grenzen bleiben? Werden Grund- und Frei-
heitsrechte fortan einschränkungslos gelten? 
Werden wir unsere Gewohnheiten, unseren 
Lebensstil beibehalten können? Wird genug 
für Beschäftigung und gegen Arbeitslosigkeit 
getan? Werden wir Distanzen zwischen Ost 
und West zügig überwinden können? Können 
wir wichtige Alleinstellungsmerkmale im in-
ternationalen Vergleich behalten?

Inzwischen bin ich ziemlich beruhigt. Mehr 
noch: Olaf Scholz hat nicht übertrieben, als er 
voller Leidenschaft und Temperament davon 
sprach, die künftige Bundesregierung werde 
eine Jahrhundertaufgabe lösen. Erste ent-
scheidende Schritte sind idealerweise getan. 
So kam dann jener unglaubliche Glücksmo-
ment. Gleich mir können Tausende Bürgerin-
nen und Bürger, nicht zuletzt viele Beschäf-
tigte erleichtert aufatmen - Rettungssanitäter 
und Notärzte, Feuerwehrleute und Polizisten 
ebenso wie Sargtischler und Bestatter. Ab-
schleppdienste und Schrottplätze werden 
boomen. Die Freiheit bleibt grenzenlos. Der 
Super-GAU kommt nicht – ein Tempolimit auf 
Autobahnen wird es nicht geben.

Schorsch
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Wir gratulieren im Dezember  
zum Geburtstag!

Zum 96.	 Hans-Ullrich Wolff

Zum 91.	 Jürgen Gruner

Zum 89.	 Horst Renz, Kurt Zopf

Zum 88.	 Helga Lange

Zum 87.	 Edgar Gladitz

Zum 85.	 Elisabeth Janowski

Zum 84. 	 Annerose Kranz

Zum 81.	 Arno Lange

Zum 75. 	 Fred Krüger

Wir gratulieren nachträglich im September 

zum Geburtstag!

Zum 65.	 Matthias Thiel
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Aktiv für Obdachlose: Elke Breitenbach

Wer ein Bett braucht,  
bekommt auch eins

In der Kältehilfe gibt es mehr als 1000 
Notübernachtungsplätze. Doch für 

obdachlose Menschen brauchen wir wei-
tergehende und dauerhafte Angebote.

Der Winter ist für obdachlose Menschen 
eine besonders harte Zeit. Deshalb gibt 
es in Berlin seit vielen Jahren die Kältehil-
fe als niedrigschwelligstes Angebot, damit 
Menschen ohne Bleibe nachts nicht drau-
ßen schlafen müssen. Die Kältehilfe schützt 
Menschen vor dem Erfrie-
ren, sie bekommen einen 
sicheren und warmen 
Platz für eine Nacht. Je-
der Mensch, der ein Bett 
braucht, bekommt auch 
eins. Wir haben in den 
vergangenen Jahren die 
Dauer der Kältehilfe um 
zwei Monate erweitert, 
Notübernachtungsplät-
ze werden von Oktober 
bis April angeboten. Die 
Anzahl der Plätze haben 
wir Jahr für Jahr erhöht, 
so dass wir nunmehr je-
den Winter mehr als 1000 
Plätze anbieten können. 
Das ist vor allem in Zeiten 
von Corona eine schwie-
rige Aufgabe, denn viele 
Unterkünfte mussten ihre Plätze reduzieren, 
um den nötigen Abstand einzuhalten, man-
che Einrichtungen mussten sogar schließen. 
Umso erfreulicher ist es, dass wir die Ange-
bote der Kältehilfe auch diesen Winter auf-
rechthalten und sogar erweitern konnten. 
Mit EU-Mitteln gibt es drei Modellprojekte im 
24/7-Betrieb. Knapp 200 obdachlose Men-
schen werden dort versorgt und von mehr-
sprachigen Sozialarbeitenden betreut. Mit 
diesen Angeboten haben wir schon zu Beginn 
der Pandemie gute Erfahrungen gemacht, als 
wir Hostels und eine Jugendherberge als tem-
poräre Unterkünfte für Obdachlose geöffnet 
haben. Die Menschen können dort zur Ruhe 
kommen und mit Unterstützung der Mitar-
beitenden nach Möglichkeiten suchen, um 
ihre Obdachlosigkeit zu beenden. 

Für unseren Masterplan zur Beendigung 
der Obdachlosigkeit in Berlin bis 2030 sind 
solche 24/7-Unterkünfte wichtige Projekte. 
Doch wir wollen einen grundlegenden Wandel 
im Umgang mit Obdachlosigkeit. Wer auf der 
Straße lebt, braucht zuerst eine Wohnung. 
Housing First heißt das weltweite Konzept, 
in Berlin wurde es drei Jahre lang erfolgreich 

ausprobiert und soll nun dauerhaft eingerich-
tet werden. Darüber entscheiden die Abge-
ordneten mit dem neuen Doppelhaushalt. Mit 
weiteren 24/7-Einrichtungen und der Unter-
bringung obdachloser Menschen in bezirkli-
chen Einrichtungen könnten wir es schaffen, 
die Plätze in der Kältehilfe zu reduzieren, weil 
Menschen ohne Bleibe dann langfristig und 
sicher in Wohnungen leben. 

Das ist ein großes soziales Vorhaben, das 

wir nur erreichen, wenn sich die gesamte 
Stadtgesellschaft solidarisch daran beteiligt, 
so wie es schon jetzt viele soziale Träger mit 
ihren Mitarbeitenden und vielen ehrenamt-
lichen Unterstützerinnen und Unterstützern 
tun. � Elke Breitenbach


